
Der Radiologe als „hoheitlich Bediensteter“

I. Die Beteiligten:
Unfallversicherungsträger,
verletzter Versicherter,
Durchgangsarzt, Radiologe

Die Überschrift mutet antiquiert an; dass
ein Facharzt für Radiologie z. B. bei der Er-
stellung eines Röntgenbildes hoheitlich
handeln soll, überrascht. Und dennoch gibt
es Fälle, bei denen dieses Phänomen
auftaucht, häufiger als man vermutet.

Wird ein gesetzlich krankenversicherter
Patient an einen Radiologen überwiesen,
so kommt ein Behandlungsvertrag nach
§ 630a BGB zwischen dem Patienten und
dem Radiologen zu Stande. Nicht anders
ist die Rechtslage, wenn der Radiologe ei-
nen Privatpatienten behandelt; auch hier
wird ein Behandlungsvertrag nach § 630a
BGB abgeschlossen; der Radiologe erfüllt
seine Verpflichtungen aus dem Behand-
lungsvertrag mit dem Patienten, ein öffent-
liches Amt nimmt er nicht wahr.

Anders kann dies aber sein, wenn ein bei ei-
nem Arbeitsunfall Verletzter den Radiolo-
gen aufgrund einer Anordnung des Durch-
gangsarztes aufsucht. In diesem Fall hat
der Verletzte Anspruch auf die Versorgung
durch den Unfallversicherungsträger mit
allen geeigneten Mitteln; die Unfallversi-
cherungsträger sind Körperschaften des
öffentlichen Rechts und erfüllen diesen
Anspruch mithilfe des Durchgangsarztes
und durch weitere Ärzte auf Anordnung
des Durchgangsarztes.

Wie weit reicht aber der öffentlich-rechtli-
che Auftrag der Unfallversicherungsträger
gegenüber dem Durchgangsarzt bzw. dem
weiteren Arzt, z. B. dem Radiologen? Ist
die gesamte Behandlung eines Verletzten
eine hoheitliche Maßnahme oder nur Teile
der Behandlung? Und warum kommt es für
die Beurteilung der Haftung des Radiolo-
gen auf diese Abgrenzung überhaupt an?

II. Wer haftet bei einem Fehler:
Durchgangsarzt oder
Radiologe?

Nach Art. 34 S. 1 GG haften anstelle eines
Bediensteten, soweit dieser in Ausübung
des ihm anvertrauten öffentlichen Amtes
gehandelt hat, der Staat oder die Körper-
schaft, in dessen Dienst der Bedienstete
steht. Die unmittelbare Haftung des Be-
diensteten gegenüber dem Geschädigten
ist ausgeschlossen. Ordnet also ein Durch-
gangsarzt eine Röntgendiagnostik bei
einem Verletzten an und würde es sich hier-
bei um eine hoheitliche Tätigkeit handeln,
so würde der Radiologe gegenüber dem
Patienten nicht haften, sondern der Unfall-
versicherungsträger. Würde hingegen in
diesem Fall die Röntgendiagnostik auf-
grund eines Behandlungsvertrages zwi-
schen dem Radiologen und dem Verletzten
durchgeführt, so würde nicht der Unfallver-
sicherungsträger, sondern der Radiologe
für einen etwaigen Behandlungsfehler haf-
ten. Je nachdem, ob der Radiologe bei der
Röntgendiagnostik hoheitlich handelt (im
Auftrag des Unfallversicherungsträgers)
oder in Erfüllung seiner Verpflichtungen
aus dem Behandlungsvertrag mit dem Ver-
letzten, ist die Rechtslage also eine andere.
Das hat erhebliche Auswirkungen für den
Verletzten ebenso wie für den Radiologen.
Verklagt der Verletzte den Radiologen z. B.
wegen eines Diagnosefehlers, obwohl die-
ser die Röntgendiagnostik in Erfüllung des
öffentlich-rechtlichen Auftrages des Unfall-
versicherungsträgers als hoheitliche Hand-
lung durchgeführt hat, ist die Klage abzu-
weisen, da der Radiologe der falsche
Beklagte ist (er ist nicht passivlegitimiert,
wie der Jurist sagt). Der Verletzte hätte
den Unfallversicherungsträger verklagen
müssen.

Wonach richtet sich aber, ob die Tätigkeit
des Radiologen eine hoheitliche Tätigkeit
ist – mit der Folge, dass der Unfallversiche-
rungsträger haftet – oder die Erfüllung des
Behandlungsvertrages gegenüber dem Pa-
tienten? Dass die Abgrenzung im Einzelfall
Schwierigkeiten machen kann, zeigt die
Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom
10.03.2020, Aktenzeichen: VI ZR 281/19.

III. Die Entscheidung des
Bundesgerichtshofs: nur die
Entscheidung des Durch-
gangsarztes über die Art der
Heilbehandlung ist hoheitli-
ches Handeln – Auswirkungen
für den Radiologen

Im Fall des Bundesgerichtshofs ging es um
einen Verletzten, der einen Arbeitsunfall in
Gestalt eines Traumas im Bereich der rech-
ten Schulter erlitten hatte. Da die Schmer-
zen in der rechten Schulter persistierten,
stellte er sich bei einem Durchgangsarzt
vor. Es handelte sich um die erste Behand-
lung nach dem Unfall. Der Durchgangsarzt
führte eine Röntgendiagnostik durch und
vermerkte als Befund

„Re. Schulter in 2 E.: Keine Fraktur“

und als Erstdiagnose

„Zerrung rechte Schulter, DD Rotatorenman-
schettenruptur. S 43.4R“.

Der Durchgangsarzt ordnete die besondere
Heilbehandlung durch sich selbst an, war
sich aber hinsichtlich der Diagnose „Zerrung
rechte Schulter“ nicht ganz sicher und veran-
lasste zum Ausschluss des differentialdiag-
nostisch von ihm erwogenen Verdachts auf
Vorliegen einer Rotatorenmanschettenrup-
tur ein Kernspintomogramm durch eine
Berufsausübungsgemeinschaft mehrerer
Radiologen (die selbst keine Durchgangs-
ärzte waren). Der in der Berufsausübungs-
gemeinschaft mit demMRT befasste Radio-
loge schloss in seinem Befundbericht an
den Durchgangsarzt das Vorliegen einer
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Sehnenruptur aus. Die Behandlung durch
den Durchgangsarzt erfolgte damit auf der
Grundlage der Diagnose einer Zerrung der
rechten Schulter. Eine wegen anhaltender
Beschwerden durchgeführte weitere MRT-
Untersuchung durch einen anderen Radio-
logen der Berufsausübungsgemeinschaft
zeigte einen subtotalen Abriss der Supraspi-
natussehne am Tuberculum majus, was die
operative Versorgung des Verletzten zur
Folge hatte. Der Verletzte machte darauf-
hin geltend, die Ruptur sei bereits auf dem
ersten Kernspintomogramm eindeutig er-
kennbar gewesen und verklagte die Berufs-
ausübungsgemeinschaft. Infolge der grob
behandlungsfehlerhaft erfolgten Verken-
nung des Befundes durch den Radiologen
der Berufsausübungsgemeinschaft sei es
zu einer Verzögerung der operativen Ver-
sorgung der Ruptur von mindestens sieben
Monaten gekommen, dadurch habe er
unter anderem erhebliche Schmerzen erlit-
ten, was die Zahlung eines Schmerzensgel-
des rechtfertige. Das erstinstanzliche Ge-
richt, das Landgericht Trier, wies die Klage
ab (Urteil vom 14.11.2018, Az. 4 O 121/
16), auch beim nächsthöheren Gericht,
dem Oberlandesgericht Koblenz (Urteil
vom 19.06.2019, Az. 5 U 1543/18), hatte
der Verletzte keinen Erfolg: Die radiologi-
sche Berufsausübungsgemeinschaft sei die
falsche Beklagte.

Wie kamen das Landgericht und
das Oberlandesgericht zu dieser
Rechtsauffassung?

Die Befunderhebung und die Diagnose
seien die Grundlage für die dem Unfallversi-
cherungsträger obliegende, auf den Durch-
gangsarzt übertragene Entscheidung, ob
eine allgemeine Heilbehandlung ausreicht
oder wegen der Schwere der Verletzung
eine besondere Heilbehandlung erforder-
lich ist. Die vom Durchgangsarzt zur Diag-
nosesicherung veranlassten Maßnahmen
(hier also die Anordnung eines Kernspinto-
mogramms zum Zweck des Ausschlusses
einer Ruptur) seien diesem öffentlich-
rechtlichen Amt zuzuordnen. Der Durch-
gangsarzt habe nach röntgenologischem
Ausschluss einer Fraktur zwar die Diagnose
einer Zerrung der Schulter gestellt,
differenzialdiagnostisch jedoch auch eine
Rotatorenmanschettenruptur erwogen
und deshalb das bildgebende Verfahren
der Kernspintomografie angeordnet. Die

Befundung der radiologischen Berufsaus-
übungsgemeinschaft habe dazu geführt,
dass der Durchgangsarzt bei der ursprüng-
lich gestellten Diagnose verblieben sei und
die besondere Heilbehandlung in Form ei-
ner Operation verneint habe. Die radiologi-
sche Berufsausübungsgemeinschaft habe
daher hoheitlich gehandelt.

Der Verletzte mochte sich mit diesem
Ergebnis nicht zufriedengeben und erhob
Revision zum Bundesgerichtshof. Hier wen-
dete sich das Blatt.

Ob sich das Handeln einer Person als Aus-
übung eines öffentlichen Amtes darstellt,
bestimmt sich – so der Bundesgerichtshof
unter Bezugnahme auf eine frühere Entschei-
dung zu dieser Thematik, dem Urteil vom
29.11.2016, Aktenzeichen VI ZR 208/15 –
danach, ob das Ziel, auf das die jeweilige Tä-
tigkeit ausgerichtet ist, einer hoheitlichen
Aufgabe zuzurechnen ist und ob zwischen
diesem Ziel und der schädigenden Handlung
ein so enger äußerer und innerer Zusam-
menhang besteht, dass die schädigende
Handlung ebenfalls als noch dem Bereich ho-
heitlicher Betätigung angehörend angesehen
werden muss. Dabei ist nicht auf die Person
des Handelnden, sondern auf seine Funktion,
das heißt auf die Aufgabe abzustellen, deren
Wahrnehmung die im konkreten Fall aus-
geübte Tätigkeit dient.

Zunächst muss also ermittelt werden, ob
das angestrebte Ziel einer hoheitlichen
Aufgabe zuzurechnen ist. Die hoheitliche
Aufgabe leitet der Bundesgerichtshof aus
§ 34 Abs. 1 SGB VII in Verbindung mit § 27
Abs. 1 des nach § 34 Abs. 3 SGB VII ge-
schlossenen Vertrages Ärzte/Unfallversi-
cherungsträger ab. Mit der Entscheidung,
ob bei einem Patienten, der einen Arbeits-
unfall erlitten hat, die allgemeine oder die
besondere Heilbehandlung erforderlich ist,
erfüllt der Durchgangsarzt eine dem Unfall-
versicherungsträger obliegende Aufgabe.
Deshalb ist diese Entscheidung als Aus-
übung eines öffentlichen Amtes zu be-
trachten. Das Ziel, dem Verletzten eine
Heilbehandlung mit allen geeigneten
Mitteln zukommen zu lassen, wird aber
verfehlt, wenn die Entscheidung des Durch-
gangsarztes über die Art der Heilbehand-
lung fehlerhaft ist und der Verletzte
dadurch geschädigt wird. In diesem Fall
besteht also ein äußerer und innerer

Zusammenhang zwischen dem angestreb-
ten Ziel und der schädigenden Handlung;
auch die schädigende Handlung ist damit
öffentlich-rechtlicher Natur. In diesem Fall
haftet für Schäden nicht der Durchgangs-
arzt persönlich, sondern die der Unfallversi-
cherungsträger.

Die entscheidende Frage ist nun, welche
Befunde der Durchgangsarzt für seine Ent-
scheidung über die Art der Heilbehandlung
benötigt.

Die vom Durchgangsarzt im Rahmen seiner
Eingangsuntersuchung durchgeführten
Untersuchungen und die anschließende Di-
agnose sind auch nach Auffassung des Bun-
desgerichtshofs als hoheitlich zu qualifizie-
ren. Diese Maßnahmen sind regelmäßig
unabdingbare Voraussetzung für die Ent-
scheidung, ob eine allgemeine Heilbehand-
lung oder eine besondere Heilbehandlung
erfolgen soll. Sie bilden die Grundlage für
die dem Unfallversicherungsträger oblie-
gende, in Ausübung eines öffentlichen
Amtes erfolgende Entscheidung, ob eine
allgemeine Heilbehandlung ausreicht oder
wegen der Art oder Schwere der Verletzung
eine besondere Heilbehandlung erforder-
lich ist, und stehen mit ihr in einem inneren
Zusammenhang. Durchgangsärztliche Un-
tersuchungen und die anschließende Diag-
nose sind regelmäßig unabdingbare
Voraussetzungen für die Entscheidung, ob
eine allgemeine Heilbehandlung oder eine
besondere Heilbehandlung erfolgen soll.
Ein Fehler in diesem Stadium wird regelmä-
ßig dem Ziel entgegenstehen, eine mög-
lichst frühzeitig nach dem Versicherungsfall
einsetzende und sachgemäße Heilbehand-
lung zu gewährleisten. Dies gilt auch für
vom Durchgangsarzt veranlasste Befunder-
hebung, die dem Ziel dient, eine Entschei-
dung über die Art der Heilbehandlung her-
beizuführen.

Eigentlich hätte man angesichts dieses Ge-
dankengangs des Bundesgerichtshofs eine
Zurückweisung der Revision erwartet.
Denn welchem anderen Ziel hätte denn die
Befunderhebung mittels MRT durch die ra-
diologische Berufsausübungsgemeinschaft
dienen sollen, als die Diagnose des Durch-
gangsarztes abzusichern, es handele sich
um keine Ruptur, eine operative Versor-
gung sei nicht erforderlich?
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Anders der Bundesgerichtshof

Die hoheitliche Tätigkeit des Durchgangs-
arztes sei mit der Entscheidung der Anord-
nung der besonderen Heilbehandlung nach
Durchführung der Erstuntersuchung und
Erstdiagnose durch den Durchgangsarzt
beendet gewesen. Mit der im Durchgangs-
arztbericht dokumentierten Entscheidung
für die besondere Heilbehandlung habe
der Durchgangsarzt die Zäsur zwischen sei-
nen hoheitlichen Pflichten und dem
anschließenden privatrechtlichen Behand-
lungsverhältnis geschaffen. Die deshalb
grundsätzlich als Zäsur im Sinne eines zeitli-
chen – nicht inhaltlichen – Abgrenzungskri-
teriums anzusehende Grenze bestehe auch
dann, wenn zum Zeitpunkt der Entschei-
dung für die besondere Heilbehandlung
noch nicht klar ist, wie sich diese gestalten
wird. Die wesentliche Entscheidung zur
Erfüllung der Steuerungsfunktion des
Durchgangsarztes sei gemäß § 27 Abs. 1
des Vertrages Ärzte/Unfallversicherungs-
träger an dieser Schnittstelle angesiedelt,
an der über die Durchführung einer allge-
meinen Heilbehandlung, die Einleitung der
besonderen Heilbehandlung oder die Ab-
lehnung einer Heilbehandlung zu Lasten
des Unfallversicherungsträgers zu entschei-
den sei. Der Veranlassung nachfolgender
Maßnahmen zur Absicherung der Diagnose
und darauf gestützte Entscheidungen über
den weiteren Verlauf der besonderen Heil-
behandlung seien dann bereits Teil der
Heilbehandlung und damit privatrechtli-
cher Natur. Daher sei die radiologische
Berufsausübungsgemeinschaft nicht ho-
heitlich tätig geworden, die Haftung der ra-
diologischen Berufsausübungsgemein-
schaft gegenüber dem Verletzten sei daher
nicht ausgeschlossen. Der Bundesgerichts-
hof hat den Fall zur weiteren Verhandlung
zurückverwiesen.

Wie schmal im Fall des Bundesgerichtshofs
die Trennlinie zwischen hoheitlichem und
privatrechtlichem Handeln der radiologi-
schen Berufsausübungsgemeinschaft war,
zeigt folgende Überlegung: Hätte der
Durchgangsarzt auf Grund seiner differen-
tialdiagnostischen Erwägung, es könne
sich auch um eine Ruptur handeln, über
die Art der Heilbehandlung noch nicht
entschieden, sondern zur Klärung dieser
Frage ein Kernspintomogramm veranlasst,
so wäre die Tätigkeit der radiologischen

Berufsausübungsgemeinschaft auch nach
der Auffassung des Bundesgerichtshofs in
Ausübung eines öffentlichen Amtes erfolgt.

Wie ist aber die Rechtslage, wenn der Ver-
letzte mit seinem Anspruch gegenüber
dem Radiologen keinen Erfolg hat, weil die-
ser hoheitlich gehandelt hat?

In diesem Fall haftet der Unfallversiche-
rungsträger dem Verletzten. Dies wirft die
weitere Frage auf, ob der Unfallversiche-
rungsträger Rückgriff nehmen kann.

IV. Die Entscheidung des
Landgerichts Bonn: Der Rück-
griff des Unfallversicherungs-
trägers gegenüber dem
Durchgangsarzt – Auswirkun-
gen für den Radiologen

Unter welchen Voraussetzungen das mög-
lich ist, beantwortet das Urteil des Landge-
richts Bonn vom 26.3.2021, Aktenzeichen
9 O 216/20. In diesem Fall ging es um den
Diagnoseirrtum eines Durchgangsarztes
bei der Befundung eines Röntgenbildes,
das ein Radiologe im Auftrag des Durch-
gangsarztes erstellt hatte. Der Durchgangs-
arzt hatte eine knöcherne Verletzung nicht
erkannt, die sich der Versicherte bei einem
Arbeitsunfall mit dem rechten Zeigefinger
am Kreissägeblatt zugezogen hatte. Infol-
gedessen war auch eine damit einherge-
hende Strecksehnen- und Gelenkverlet-
zung unerkannt geblieben und es kam
deshalb zu einer nur unzureichenden Be-
handlung des Verletzten, was im weiteren
Verlauf zu einer Infektion am Finger und
der Notwendigkeit eines weiteren operati-
ven Eingriffs und verbleibenden Bewe-
gungseinschränkungen des rechten Zeige-
fingers führte.

Das Landgericht Bonn hat die Haftung des
Unfallversicherungsträgers gegenüber dem
Versicherten damit begründet, es sei –
anders als im Fall des Bundesgerichtshofs –
um Maßnahmen gegangen, hinsichtlich
derer der Durchgangsarzt in Ausübung
eines ihm öffentlich übertragenen Amtes
tätig geworden sei. Da im Rahmen dieser
Behandlung dem Durchgangsarzt ein un-
vertretbarer Diagnoseirrtum unterlaufen

sei, müsse der Unfallversicherungsträger
für diesen haften und zwar unabhängig
davon, ob der Durchgangsarzt selbst oder
ein Dritter (der Durchgangsarzt hatte einen
Radiologen mit der Röntgenuntersuchung
betraut) die durchgangsärztliche Behand-
lung vorgenommen habe, da der Unfallver-
sicherungsträger auch für die vom Durch-
gangsarzt auf einen Dritten übertragene
fehlerhafte Behandlung einzustehen habe.

Der Unfallversicherungsträger nahm nun
seinerseits Rückgriff bei dem Durchgangs-
arzt. Dieser berief sich auf Art. 34 S. 2 GG.
Danach sei der Rückgriff bei Vorsatz und
grober Fahrlässigkeit zulässig, nicht aber
bei normaler Fahrlässigkeit. Sein Diagnose-
fehler sei aber nicht grob fahrlässig und
schon gar nicht vorsätzlich erfolgt. Zudem
sei der Diagnosefehler auch dem Radiolo-
gen unterlaufen; der Unfallversicherungs-
träger möge daher Rückgriff bei dem
Radiologen nehmen.

Das Landgericht Bonn folgte der Argumen-
tation des Durchgangsarztes nicht.

Der Regressanspruch des Unfallversiche-
rungsträgers gegenüber dem Durchgangs-
arzt ergebe sich nicht aus Art. 34 S. 2 GG
(dann wäre der Rückgriff nur möglich bei
vorsätzlichem oder grob fahrlässigem
Verhalten), sondern aus § 280 Abs. 1 BGB
(analog). Die Unterwerfung des Durch-
gangsarztes (und des von ihm beauftragten
Radiologen) unter die Regelungen des Ver-
trags Ärzte/Unfallversicherungsträger füh-
re dazu, dass das zwischen den Unfallversi-
cherungsträgern und dem Durchgangsarzt
bestehende Leistungsbeschaffungsverhält-
nis öffentlich-rechtlicher Natur sei. Dieses
öffentlich-rechtliche Leistungsbeschaf-
fungsverhältnis stelle ein Schuldverhältnis
im Sinne von § 280 Abs. 1 BGB (analog) dar.

Diese Rechtsauffassung des Landgerichts
Bonn hat nun weitreichende Konsequenzen
für die Haftung des Durchgangsarztes und
weiterer Ärzte, die auf Veranlassung des
Durchgangsarztes in die Behandlung des
Verletzten eingebunden werden.

Der Diagnosefehler stellt sich gegenüber dem
Unfallversicherungsträger als Verletzung der
sich aus dem öffentlich-rechtlichen Schuld-
verhältnis ergebenden Pflicht des Durch-
gangsarztes dar, eine ordnungsgemäße

333Fortschr Röntgenstr 2022; 194: 331–334 | © 2022. Thieme. All rights reserved.

D
ie

se
s 

D
ok

um
en

t w
ur

de
 z

um
 p

er
sö

nl
ic

he
n 

G
eb

ra
uc

h 
he

ru
nt

er
ge

la
de

n.
 V

er
vi

el
fä

lti
gu

ng
 n

ur
 m

it 
Z

us
tim

m
un

g 
de

s 
V

er
la

ge
s.



Tätigkeit zu erbringen. Denn hierzu gehört
insbesondere, dass die erbrachte Leistung
gegenüber dem Unfallversicherungsträger
dem Maßstab des § 630a BGB entspricht,
nach welchem die Behandlung nach den all-
gemein anerkannten Standards zu erfolgen
hat. DiesemMaßstab war der Durchgangsarzt
nicht nachgekommen, da das Röntgenbild,
welches der Durchgangsarzt zu überprüfen
hatte, erkennbar einen Knochendefekt auf-
wies, der vom Durchgangsarzt nicht erkannt
worden war.

Des Weiteren kommt es nicht darauf an, ob
der Durchgangsarzt selbst tätig geworden
ist, weil er sich das schuldhafte Fehlverhal-
ten des von ihm hinzugezogenen Radiolo-
gen zurechnen lassen muss. Denn durch
das Veranlassen der Röntgenuntersuchung
hat der Durchgangsarzt seine ihm gegen-
über dem Unfallversicherungsträger beste-
hende Verantwortung nicht vollumfänglich
delegiert in dem Sinne, dass er keinerlei
Verantwortung mehr im Verhältnis zum
Unfallversicherungsträger hat. Nach § 24
Abs. 3 des Vertrags Ärzte/Unfallversiche-
rungsträger ist der Durchgangsarzt viel-
mehr verpflichtet, die Tätigkeit persönlich
auszuüben. Dies gilt auch für die Auswer-
tung der Befunde beim Einsatz der Rönt-
gendiagnostik und anderer bildgebender
Verfahren im unmittelbaren Zusammen-
hang mit der Beurteilung von Art und
Schwere der Verletzung. Demnach schließt
der Vertrag Ärzte/Unfallversicherungsträ-
ger gerade eine vollumfängliche Delegation
der hoheitlichen Tätigkeit an andere Ärzte
aus. Besonders deutlich wird dies auch in
§ 24 Abs. 4 des Vertrags Ärzte/Unfallversi-
cherungsträger, wonach sich der Durch-
gangsarzt durch einen anderen Arzt vertre-
ten lassen kann. Aus dem Wortlaut wird
deutlich, dass § 24 Abs. 4 des Vertrags
Ärzte/Unfallversicherungsträger nicht die
Übertragung der hoheitlichen Tätigkeit des
Durchgangsarztes auf einen anderen Arzt
unter Ausschluss der eigenen Haftung er-
laubt, sondern lediglich dessen Vertretung.
„Vertretung“ bedeutet schon nach dem all-
gemeinen Sprachgebrauch das Handeln für
einen anderen. Dementsprechend sind die
Handlungen des Vertreters nach wie vor

dem Vertretenen zuzurechnen und damit
mittelbar auch dem Unfallversicherungsträ-
ger. Dies ist sachgerecht, weil der Unfall-
versicherungsträger den Durchgangsarzt
gerade im Vertrauen auf seine besondere
Kompetenz ausgewählt hat, so dass dieser
auch für ein Verschulden von ihm einge-
setzter Dritter einzustehen hat.

Anders als bei hoheitlich Bediensteten ist
schließlich die Haftung bei einer Pflichtver-
letzung im Rahmen eines öffentlich-rechtli-
chen Schuldverhältnisses nicht auf Vorsatz
und grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

Art. 34 S. 2 GG hat einen doppelten Zweck:
Einerseits soll er die Entscheidungsfreudig-
keit des Bediensteten und damit die Effekti-
vität staatlichen Handelns fördern; anderer-
seits ist er Ausdruck der dem Dienstherrn
gegenüber dem Bediensteten obliegenden
Fürsorgepflicht. Insbesondere die Fürsorge-
pflicht trifft den Dienstherrn aber grund-
sätzlich nur gegenüber Beamten, Ange-
stellten und Arbeitern des öffentlichen
Dienstes; im Ergebnis also gegenüber un-
selbstständigen Personen. Gegenüber dem
Durchgangsarzt und dem von ihm beauf-
tragten weiteren Ärzten besteht aber keine
Fürsorgepflicht, da diese selbstständig sind,
sich freiwillig für ihre Tätigkeit entschieden
haben und daher das Risiko selbst abschät-
zen und versichern können. Auch wenn der
Durchgangsarzt über das „Ob“ und das
„Wie“ der Heilbehandlung entscheidet,
stellt dies eine rein klassische medizinische
Tätigkeit dar, die sich unter keinem Ge-
sichtspunkt von der Tätigkeit eines rein pri-
vatrechtlich handelnden Arztes unterschei-
det.

Der Durchgangsarzt haftet also gegenüber
dem Unfallversicherungsträger für eigene
Fehler, aber auch für Fehler weiterer, von
ihm beauftragter Ärzte, wie z. B. eines Ra-
diologen, den er mit der Röntgendiagnostik
betraut.

Damit drängt sich eine weitere Frage auf:
Kann der Durchgangsarzt seinerseits ge-
genüber dem Radiologen, dem ebenfalls ein
Diagnosefehler unterlaufen war, Rückgriff

nehmen? Nach der Rechtsauffassung
des Landgerichts Bonn müsste man das
bejahen. Der Durchgangsarzt hat den Ra-
diologen in die öffentlich-rechtlich gepräg-
te Leistungserbringung einbezogen und
damit auch ein öffentlich-rechtliches
Rechtsverhältnis zwischen sich und dem
Radiologen begründet. Aber stimmt die
Rechtsauffassung des Landgerichts Bonn
überhaupt? Handelt der Durchgangsarzt
nicht wie ein Arzt, der einen Patienten an
einen weiteren Arzt, z. B. einen Radiologen,
überweist mit der Folge, dass zwischen
dem weiteren Arzt, z. B. dem Radiologen,
und dem Unfallversicherungsträger ein un-
mittelbares Rechtsverhältnis entsteht, der
weitere Arzt zusammen mit dem Durch-
gangsarzt dem Unfallversicherungsträger
haftet und zwischen Durchgangsarzt und
weiterem Arzt die Haftung nach dem Grad
des jeweiligen Verschuldens aufgeteilt wer-
den muss?

V. Fazit

Was für den Durchgangsarzt und den von
diesem hinzugezogenen Radiologen ein
ganz praktisches Problem ist, nämlich wer
gegenüber dem Unfallversicherungsträger
bei einem Diagnose-/ Behandlungsfehler
haftet, ist für den Juristen eine Fundgrube
für rechtsdogmatische Überlegungen. Die-
se ergeben sich aus der Rechtsfigur des
„hoheitlich Bediensteten“ und führen zu
einer Kaskade von Haftung und Rückgriff.
Das zeigt: Zum Gesundheitswesen des
21. Jahrhunderts passt die Rechtsfigur des
„hoheitlich Bediensteten“ (von Ausnahmen
wie dem Rettungsdienst abgesehen) nicht
mehr.

Dr. Horst Bonvie
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Medizinrecht

Großer Burstah 42
20457 Hamburg
Telefon: (0251) 53 595–0
Telefax: (0251) 53 595–99
E-Mail: kanzlei@ra-wigge.de
www.ra-wigge.de
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